
A
g

ra
rp

o
lit

ik
 u

n
d

 A
lp

w
ir

ts
ch

af
t:

 C
h

an
ce

n
 u

n
d

 R
is

ik
en

11



 151

Agrarpolitik und Alpwirtschaft:  
Chancen und Risiken

Stefan Lauber    Rosa Böni    Chiara Calabrese    Markus Fischer    Tobias Schulz    Stefanie von Felten

Ohne Sömmerungsbeiträge wäre die Sömmerung heute nicht mehr wirtschaftlich, ohne Struk-

turverbesserungsbeiträge das Bauen auf der Alp kaum mehr möglich. Die Agrarpolitik legt 

fest, wer wofür wie viel Beiträge erhält, und sie gibt die Regeln vor, die zu einer nachhaltigen 

Nutzung der Sömmerungsweiden beitragen sollen. Weil heute nicht mehr alle Weiden genutzt 

werden, was sich auf die Artenvielfalt auswirkt, und weil ökologische Ziele wichtiger geworden 

sind, führt der Bund 2014 neue agrarpolitische Instrumente ein. Für die Älplerinnen und Älpler 

ist die Entscheidung für oder wider die Sömmerung aber nicht nur von Beiträgen abhängig.  

Für viele von ihnen steht die Bewahrung der Tradition im Vordergrund.

Agrarpolitik für das Sömmerungs-
gebiet

Die Agrarpolitik verfolgt im Sömmerungsgebiet 

(siehe Glossar) verschiedene Ziele. Einerseits will 

sie die Kulturlandschaft durch eine aktive Alpwirt-

schaft pflegen und schützen und dabei das Ein-

wachsen offener Alpweiden, wie auch ökologische 

Schäden verhindern. Anderseits sollen Tier- und 

Menschenwohl gewährleistet sein, und die Söm-

merung soll sich wirtschaftlich lohnen.

Bei der Festlegung der Agrarpolitik wirken viele 

Akteure mit. Wir betrachten deshalb zuerst die Ent-

scheidungsträger – Behörden und Organisationen 

der Alpwirtschaft. Danach diskutieren wir, wie sie 

agrarpolitisch wirken und welche alpwirtschaft-

lichen Veränderungen absehbar und wünschbar 

sind. Schliesslich zeigen wir, dass die Agrarpolitik 

die Alpwirtschaft und die Auslastung der Sömme-

rungsbetriebe nur begrenzt beeinflussen kann, 

und geben vier zentrale Empfehlungen ab.

Akteure und Organisationen  
der Alpwirtschaft

Alpwirtschaftliche Verbände
Die Privatalpen werden von den Personen organi-

siert und verwaltet, die sie besitzen oder gepachtet 

haben. Auf Genossenschafts- und Korporations-

alpen hingegen verwaltet eine Gemeinschaft die 

Alp (vgl. Kapitel 2). Weder Kollektive noch einzelne 

Alpverantwortliche können aber im Alleingang 

die Rahmenbedingungen bestimmen. Es haben 

sich deshalb – wie in der übrigen Landwirtschaft – 

auch in der Alpwirtschaft Verbände gebildet, um In-

teressen gemeinsam zu vertreten. 1863 wurde der 

Schweizerische Alpwirtschaftliche Verband (SAV) 

gegründet (vgl. Kapitel 3). Heute nehmen in vielen 

Kantonen alpwirtschaftliche Vereine als Sektionen 

11.1  «Alpinspektion» der Räumungsarbeiten auf den 
«Monti Di Liselvo» oberhalb von Cevio TI am 5. August 
1888. 
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des SAV die Interessen der Alpwirtschaft wahr, 

soweit dies nicht die kantonalen Bauernverbände 

tun. Die Verflechtung des SAV und vieler Kantonal-

sektionen mit Politik und Verwaltung ist sehr eng. 

Das erleichtert den informellen Austausch über 

Probleme der Alpwirtschaft und den Vollzug der 

relevanten Gesetze. Es hilft der Verwaltung aber 

auch, frühzeitig zu erkennen, wie die Praxis vorge-

sehene agrarpolitische Neuerungen akzeptiert.

Bund, Kantone, Gemeinden und  
Korporationen
Das Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) gestaltet 

die Agrarpolitik für das Sömmerungsgebiet und 

versucht, die alpwirtschaftlichen Interessen und 

die (agrar-) politischen Vorgaben des Bundesparla-

ments unter einen Hut zu bringen. Nebst dem BLW 

sind auch die Bundesämter für Gesundheit (BAG), 

Umwelt (BAFU) und Veterinärwesen (BVET) invol-

viert.

Die Kantone vollziehen die Instrumente des 

Bundes und finanzieren die Infrastrukturförderung 

auf ihrem Kantonsgebiet mit. Nur wenige Kantone 

nutzen dabei die Spielräume, um den Kreis derer, 

die Anspruch auf staatliche Beiträge haben, ein-

zuschränken oder die nationale Gesetzgebung für 

einzelne Regionen oder Betriebstypen zu verschär-

fen.

Die Weiden und Gebäude von knapp der Hälfte 

der Sömmerungsbetriebe befinden sich im Besitz 

von Gemeinden.1 Gemeinden ohne eigene Alpen 

sind nur in wenigen Kantonen in Vollzugsfragen 

und kaum je in alpwirtschaftliche Entscheidungen 

involviert und müssen sich in den wenigsten Fällen 

an Massnahmen von Bund oder Kantonen finan-

ziell beteiligen. Bei der Bewilligung alpwirtschaftli-

cher Bauvorhaben spielen die Gemeinden ebenfalls 

nur eine kleine Rolle, da über Vorhaben ausserhalb 

der Bauzonen gemäss Raumplanungsrecht die 

Kantone entscheiden.2

Mit den Korporationen, wie etwa der Oberall-

meindkorporation Schwyz oder den Korporationen 

Uri und Ursern, bestehen in der Zentralschweiz 

parallel zu den politischen Gemeinden wichtige 

öffentlich-rechtliche Eigentums- und Verwaltungs-

einheiten. Flächenmässig wie wirtschaftlich bedeu-

tende Korporationen wie die drei genannten Bei-

spiele haben grossen Einfluss auf die Alppolitik der 

Kantone. Öffentlich-rechtliche Genossenschaften 

gleicher Grösse gibt es nicht, weshalb die Genos-

senschaften auch weniger Einfluss haben.

Andere zentrale Akteure
Die Alpwirtschaft und das Berggebiet sind nicht 

nur geografisch eng miteinander verbunden. Auch 

ihre Interessensvertretungen sind es: Die Geschäfts-

stelle des SAV wird von der Schweizerischen Arbeits-

gemeinschaft für die Berggebiete (SAB) geführt. 

SAB und SAV geben eine gemeinsame Mitglieder-

zeitschrift heraus. Die SAB ist eine stark vernetzte 

Vereinigung, die der Alpwirtschaft unter anderem 

den koordinierten Zugang zu vielen Politikerinnen 

und Politikern aus dem Berggebiet ermöglicht.

Während der SAV, seine Sektionen und die SAB 

in erster Linie die Sicht der Alpen-Besitzerinnen und 

-Besitzer vertreten, ist ein Teil des Alppersonals in 

der IG Alp organisiert. Bekannt ist die IG Alp für 

ihren telefonischen Auskunftsdienst («Alpofon»), 

der den Arbeitnehmenden bei fachlichen und ar-

beitsrechtlichen Fragen zur Seite steht und bei Per-

sonalausfällen Unterstützung vermittelt. Die IG Alp 

wird manchmal auch als «Gewerkschaft der Älple-

rinnen und Älpler» bezeichnet.3 Direkten Einfluss 

auf politische Entscheidungen hat sie nicht.

Die «Zalp»-Redaktionsgruppe ist eine wichti-

ge fachliche Institution für Älplerinnen und Älpler 

geworden. Sie gibt ein Praxis-Fachbuch für Älple-

rinnen und Älpler4 und eine jährlich erscheinende 

Zeitschrift heraus und diskutiert auf ihrer Inter-

netpräsenz www.zalp.ch regelmässig aktuelle An-

liegen, die das Alppersonal betreffen. Dort findet 

sich auch der grösste Online-Alpstellenmarkt der 

Schweiz.

Nebst diesen für die Alpwirtschaft spezifischen 

Organisationen beeinflussen weitere Institutionen 

Gegenwart und Zukunft des Sömmerungsge-

http://www.zalp.ch
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bietes: Tierzuchtverbände, Umwelt-, Natur- und 

Tierschutzorganisationen, landwirtschaftliche Bil-

dungs- und Beratungszentren (vgl. Tabelle 5.3) und 

die Agridea-Beratung. Hinzu kommen auf nationa-

ler Ebene die Ausbildungs- und Forschungsinstituti-

onen (Agroscope, ETHZ, HAFL und WSL).

Der Schweizerische Bauernverband (SBV) äus-

sert sich kaum zum Sömmerungsgebiet, dafür 

verfügen die regionalen Bauernvereine über viel 

Fachkenntnis zur Alpwirtschaft und engagieren 

sich lokal. Die anderen bäuerlichen Organisationen 

(IP Suisse, Bio Suisse, Kleinbauern-Vereinigung und 

weitere), die Lebensmittelindustrie und die Gross-

verteiler nehmen kaum Einfluss auf Debatte und 

Politik zum Sömmerungsgebiet.

Im Sömmerungsgebiet treffen also vielfälti-

ge Interessen aufeinander. Häufig geschieht der 

Ausgleich zwischen verschiedenen Ansprüchen 

ohne öffentliche Debatte direkt in Expertenkrei-

sen, was pragmatische und vollziehbare Lösungen 

begünstigt. Die seltenen öffentlich ausgetragenen 

Diskussionen zu Wünschen der Alpwirtschaft oder 

Ansprüchen an die Alpwirtschaft beschränken sich 

in der Regel auf Anliegen von SAV, SAB sowie Um-

welt-, Natur- und Tierschutzverbänden.

Heutige Agrarpolitik

Eine Vielzahl von Gesetzen
Für die Sömmerungsbetriebe sind ausser dem 

Landwirtschaftsgesetz und der Sömmerungsbei-

tragsverordnung auch das Lebensmittelgesetz, 

das Waldgesetz, das Gewässerschutzgesetz, das 

Umweltschutzgesetz und das Natur- und Heimat-

schutzgesetz mit ihren Verordnungen wichtig. Bei 

der Herstellung und Vermarktung von Alpproduk-

ten müssen die Betriebe die Berg- und Alp-Ver-

ordnung (BAlV) beachten (vgl. Kapitel 7).

Viele Alpgebäude weisen Anpassungsbedarf 

auf, weil Übergangsbestimmungen der Tierschutz-

verordnung am 31. August 2013 ausgelaufen sind 

und schärfere Hygienevorschriften umgesetzt wer-

den müssen. Bei Anpassungen, die sich nicht di-

rekt alpwirtschaftlich begründen lassen, lässt das 

Raumplanungsgesetz (RPG) aber nicht beliebige 

Umbauten und Erweiterungen zu. Für Sömme-

rungsbetriebe gelten strengere Vorschriften als 

für ganzjährig bewirtschaftete Landwirtschaftsbe-

triebe. Das RPG sieht die Sömmerungsbetriebe als 

«temporäre Betriebszentren» und lässt auf ihnen 

darum einzig den Alptourismus als landwirtschaft-

liche Nebentätigkeit zu. Ausserhalb von speziell in 

Sondernutzungsplänen ausgeschiedenen Skisport- 

oder ähnlichen Freizeitzonen sind Bewirtung und 

Beherbergung auf die Monate der Sömmerung 

begrenzt. Bauliche Erweiterungen oder Neubauten 

für den touristischen Erwerbszweig sind nicht zu-

lässig. Erleichternd wirkt aber, dass für Alpbetriebe, 

anders als für die Heimbetriebe, keine minimale 

Betriebsgrösse vorgeschrieben ist, so dass Alptou-

rismus auch auf kleinen Alpbetrieben möglich ist.2

Schliesslich gilt auch im Sömmerungsgebiet das 

Militärgesetz, das die Grundbesitzer verpflichtet, 

militärische Übungen auf ihrem Land zu dulden. 

Weil die Armee grosse Alpgebiete und zahlreiche 

11.2  Alpbetrieb des landwirtschaftlichen Bildungs- und 
Beratungszentrums Plantahof, Berggut Parpan, Churwalden GR.
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Gebäude nutzt, ist der Bund auch über deren Bau- 

und Liegenschaftsverwaltung (Armasuisse Immobi-

lien) auf den Alpen präsent (vgl. Kapitel 10).

Sömmerungsbeitragsverordnung
Die Sömmerungsbeitragsverordnung (SöBV) ist 

das zentrale agrarpolitische Instrument, mit dem 

der Bund den Verfassungsauftrag an die Land-

wirtschaft, die Kulturlandschaft zu pflegen, im 

Sömmerungsgebiet zu erfüllen sucht. Sömme-

rungsbeiträge gibt es seit 1980 (Grafik 11.3). Die 

heute (2013) gültige SöBV ist seit 2000 in Kraft 

und wurde zweimal umfassend revidiert, ohne 

aber in ihren Grundzügen geändert worden zu 

sein.5 Über diese Verordnung richtet der Bund ge-

mäss Landwirtschaftsgesetz «für den Schutz und 

die Pflege der Kulturlandschaft Bewirtschaftern 

und Bewirtschafterinnen von Sömmerungsbetrie-

ben und Sömmerungsweiden Beiträge aus. Er be-

misst die Beiträge so, dass sich der Schutz und die 

Pflege der Kulturlandschaft wirtschaftlich lohnen.» 

Sollten die Sömmerungsbeiträge früher vor allem 

die Berglandwirtschaft finanziell unterstützen, so 

geht es dem Bund heute also in erster Linie dar-

um, die Kulturlandschaft zu erhalten, das heisst 

das Einwachsen offener Alpweiden und auch de-

ren Übernutzung zu verhindern. Er möchte das 

über eine aktive Nutzung der Sömmerungsweiden 

erreichen.6 Die Sömmerungsbeiträge werden be-

zahlt, wenn die Intensität der Nutzung innerhalb 

vorgegebener Grenzen liegt und damit langfristig 

tragbar ist.7 Kernelement der SöBV ist deshalb der 

so genannte «Normalbesatz», eine Grösse, die 

für jeden alpwirtschaftlichen Betrieb regelt, wie 

viele Tiere er sömmern darf. Diese Grösse, die in 

der Einheit «Normalstoss» festgelegt wird, be-

rücksichtigt einerseits Art und Alter der Tiere und 

anderseits die Aufenthaltsdauer auf der Alp. Ein 

Normalstoss entspricht einer Milchkuh, die hundert 

Tage gesömmert wird. Werden Tierkategorien ge-

alpt, die weniger Futter benötigen, oder dauert die 

Sömmerung weniger als hundert Tage, sind mehr 

Tiere zulässig – und umgekehrt.

Mit dem Normalbesatz-Konzept hat der Bund 

ein flexibles Instrument geschaffen, das verhin-

dern soll, dass die Tiere die Weiden übernutzen. 

Solange sie ihre Alpweiden im Rahmen der Bewirt-

schaftungsvorschriften der SöBV in einem guten 

Zustand halten, sind die Bewirtschafterinnen und 

Bewirtschafter weitgehend frei, den vorgegebenen 

11.3  Gesömmerte Tiere und Sömmerungsbeiträge 1980 bis 2012. 
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Normalbesatz auf die einzelnen Tierkategorien zu 

verteilen und die Weidedauer festzulegen.5 Je nach 

Alp können allerdings die Alpbesitzer den Bewirt-

schaftenden detaillierte Auflagen zum Auffahrts- 

oder Abfahrtstermin oder zu anderen Belangen der 

Alporganisation machen.

So lange der tatsächliche Tierbesatz in einem 

Alpsommer bei 75 bis 110 Prozent des verfügten 

Normalbesatzes liegt (vgl. Grafik 2.4), werden un-

abhängig von der tatsächlichen Tierzahl Sömme-

rungsbeiträge für 100 Prozent des Normalbesatzes 

ausbezahlt. Unterhalb von 75 Prozent erfolgt die 

Beitragszahlung nach der tatsächlichen Anzahl der 

Normalstösse. Bei einer Belegung von mehr als 110 

Prozent werden die gesamten Beiträge um einen 

Viertel gekürzt, bei mehr als 115 Prozent ganz ge-

strichen.

Bis Ende 2013 erhalten die Ganzjahresbetriebe, 

die ihre Tiere sömmern, über die Direktzahlungs-

verordnung für die Dauer der Sömmerung zusätz-

liche tierbezogene Beiträge. Weil die Sömmerung 

die Futterbasis auf den Heimbetrieben entlastet, er-

halten diese Betriebe Beiträge für eine höhere Ma-

ximalzahl von Tieren, als wenn sie die Tiere nicht 

sömmern würden («Sömmerungszuschlag»).

Änderungen der Agrarpolitik 2014–2017
2014 tritt die vom Parlament beschlossene Agrar

politik 2014–2017 in Kraft. Mit ihr werden die 

Sömmerungszuschläge der Direktzahlungsverord-

nung abgeschafft. An ihre Stelle tritt einerseits ein 

neuer Alpungsbeitrag für gesömmertes Vieh und 

anderseits eine Erhöhung der bestehenden Söm-

merungsbeiträge. Der Alpungsbeitrag fliesst an die 

Ganzjahresbetriebe und soll einen Anreiz schaffen, 

die Tiere auf die Alp zu geben. Die Sömmerungs-

beiträge werden weiterhin den Alpbetrieben aus-

bezahlt. Ihre Erhöhung soll Anreize schaffen, die 

Alpen weiterhin zu bewirtschaften und mehr Tiere 

zu sömmern, um Flächen offen zu halten.

Die Ganzjahresbetriebe erhalten ab 2014 mit 

wenigen Ausnahmen keine Tierbeiträge mehr. Da-

durch sollen Intensivierungsanreize wegfallen. Die 

Sömmerungs- und Alpungsbeiträge hingegen blei-

ben an die Zahl der gesömmerten Tiere gebunden 

und werden nicht nach der Fläche ausgerichtet. 

Diese Bindung an die Tiere erleichtert (respektive 

ermöglicht) erst die Auszahlung der Beiträge. Denn 

einerseits ist es schwieriger, das Einwachsen von 

Weiden über die Jahre zu beobachten, als die Tie-

re zu zählen. Und anderseits fehlen in der Schweiz 

die für Flächenbeiträge nötigen Kartengrundlagen, 

wie sie beispielsweise Österreich kennt.

Die Agrarpolitik 2014–2017 sieht für das 

Sömmerungsgebiet zusätzlich Biodiversitäts- und 

Landschaftsqualitätsbeiträge vor. Die Teilnahme an 

diesen Programmen ist freiwillig. Die Biodiversitäts-

beiträge kennt man für Ganzjahresbetriebe schon 

seit 2001 (Ökoqualitätsverordnung, vgl. Kapitel 9). 

Diese Beiträge sollen gezielt artenreiche Weiden 

oder solche mit seltenen Pflanzen- und Tierarten 

fördern und schützen. Die Biodiversitätsbeiträge 

ergänzen bestehende vertragliche Regelungen für 

den Naturschutz und sollen jene Weiden fördern, 

die zwar nicht die Qualität von Naturschutzflächen 

erreichen, aber typische artenreiche Pflanzengesell-

schaften umfassen.

Zudem werden die neuen Landschaftsqualitäts-

beiträge auch im Sömmerungsgebiet gewährt. Sie 

sollen dem Verlust der Landschaftsvielfalt entge-

genwirken und die Qualität der Kulturlandschaft 

erhalten und erhöhen. So sollen sie beispielsweise 

Anreiz schaffen, das Weidemanagement zu ver-

ändern, um ein vielfältiges Nutzungsmosaik mit 

unterschiedlichen Strukturen (vgl. Kapitel 9) zu er-

reichen. Oder sie sollen dazu führen, dass einwach-

sende Flächen gezielt entbuscht und traditionelle 

Alpgebäude erhalten werden.

Während die Erhöhung der Sömmerungsbei-

träge und die Einführung der Alpungsbeiträge für 

die Vollzugsbehörden kaum grossen Zusatzauf-

wand bedeuten, bringen die Einführung der Biodi-

versitäts- und Landschaftsqualitätsbeiträge und der 

Vollzug dieser Instrumente für die Kantone Ver-

änderungen und neue Vollzugskosten mit sich. Es 

werden zusätzliche Felderhebungen und Konzepte 
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notwendig sein, die in den Kantonen voraussicht-

lich den Beizug externer Fachkräfte erfordern. 

Bedeutung der Sömmerungsbeiträge
Ohne Bundesbeiträge ist eine kostendeckende 

Sömmerung in der Regel nicht möglich. Compu-

tersimulationen lassen darauf schliessen, dass ohne 

Sömmerungsbeiträge dreissig Prozent weniger 

Tiere gesömmert würden.8 Bei höheren Beiträgen 

würden hingegen erheblich mehr Tiere gesömmert 

als heute.9 Die Ausrichtung der Beiträge ist also ein 

effektives Mittel, die Bestossung aufrecht zu er-

halten.

Analysen für 2011 zeigen, dass die Sömme-

rungsbeiträge für einen durchschnittlichen Sömme-

rungsbetrieb 83 Prozent des Einkommens ausma-

chen, wobei die Einkommen in Modellrechnungen 

ermittelt wurden und nicht auf Buchhaltungsdaten 

beruhen.9 Dieser Anteil ist allerdings stark davon 

abhängig, welche und wie viele Tiere eine Alp hält, 

und davon, ob sie Milch verarbeitet (vgl. Kapitel 6).

So wichtig die Sömmerungsbeiträge für die ein-

zelnen Betriebe sind, so ist ihr Gewicht im Vergleich 

zur gesamten Landwirtschaft doch gering: Vier 

Prozent der Direktzahlungen des Bundes (100 Mil-

lionen Fr. jährlich) fliessen ins Sömmerungsgebiet. 

Zum Vergleich: Die Sömmerungsweiden machen 

einen Drittel der landwirtschaftlich genutzten Flä-

che aus, die gesömmerten Tiere zehn Prozent des 

gesamten Raufutter verzehrenden Tierbestandes, 

die Milchproduktion der Alpen drei Prozent der 

Schweizer Milchproduktion und das Einkommen 

elf Prozent des Nettounternehmenseinkommens 

der Schweizer Landwirtschaft10. Ob die Direktzah-

lungen, die in die Alpwirtschaft fliessen, in einem 

ausgewogenen Verhältnis zu ihrer Bedeutung ste-

hen, kommt also auf die Perspektive und die Ver-

gleichsgrösse an. Was man mit Sicherheit sagen 

kann: Die Gesellschaft erhält im Sömmerungsge-

biet für verhältnismässig wenig Geld relativ viel ge-

pflegte Kulturlandschaft.

Vollzug der SöBV
Wie die Kantone den Vollzug der SöBV organisie-

ren, ist ihnen freigestellt. Darum haben sich unter-

schiedliche Systeme herausgebildet (Grafik 11.4). 

Das äussert sich in stark unterschiedlichen Vollzugs-

kosten je Betrieb oder Normalstoss. Einige Kantone 

Vielfalt der Alpförderung im nahen Ausland
Auch die angrenzenden Länder fördern die Alpwirtschaft mit Beiträgen. Dabei ist die Vielfalt der Bei-

tragsformen und -abstufungen gross: Während in Österreich sowie in mehreren Regionen Italiens die 

Beiträge an die Fläche gebunden sind, zahlt Bayern wie die Schweiz entsprechend der Zahl gesömmer-

ter Tiere. Nicht überall wird die Sömmerungsdauer wie hierzulande oder im Piemont berücksichtigt. In  

Österreich, im Südtirol oder im Aostatal ist die Sömmerungsdauer ohne Bedeutung, während Bayern 

eine Mindestdauer auf der Alp vorschreibt. Im Aostatal sind die Beiträge von der Betriebsgrösse abhän-

gig, dafür gibt es im Südtirol bei Milchverarbeitung einen Flächenzuschlag. Österreich kennt flächen-

abhängige Sömmerungs- und Behirtungsbeiträge, die nach Erschliessungsgrad der Alp abgestuft sind 

(nur mit Seilbahn oder Transporter erreichbare Alpen erhalten 20 Prozent höhere Beiträge als Alpen, die 

mit Traktor und Anhänger erreichbar sind. Für Alpen, auf die man nur zu Fuss gelangt, erhöhen sich die 

Sömmerungsbeiträge um 30 Prozent, die Behirtungsbeiträge sogar um 40 Prozent). Im Aostatal wie-

derum erhalten Alpen ohne Strassenerschliessung keinen höheren Flächen-, dafür einen zusätzlichen 

Pauschalbeitrag. Behirtungsbeiträge gibt es in Bayern für alle Tiere, in Österreich für alle Tiere ausser 

Milchkühe und in der Schweiz nur für Schafe.
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delegieren einen Teil der Vollzugsaufgaben an die 

Gemeinden. Dies hat in der Regel historische Grün-

de und bringt weder organisatorisch noch finanziell 

Vorteile. Der Vollzugsaufwand macht zwischen 0,8 

und 3,6 Prozent des ausbezahlten Betrags oder 2.50 

bis 10.40 Fr. pro Normalstoss aus.7 Der grösste Teil 

des Aufwands entfällt auf Datenerhebung und Ab-

wicklung der Beitragsauszahlung; der Aufwand der 

Betriebskontrollen macht nur einen Bruchteil davon 

aus. Die Kosten liessen sich allenfalls senken, wenn 

die Auszahlung der Beiträge automatisiert über die 

elektronische Tierverkehrsdatenbank (TVD) abge-

wickelt werden könnte. Das ist aber nur teilweise 

möglich, weil die TVD verschiedene Tierkategorien 

noch nicht erfasst. Darum werden für diese die Bei-

träge nach wie vor gemäss den Selbstdeklarationen 

ausbezahlt, die die Betriebe einreichen.7

Die Vorgabe, dass zwischen 75 und 110 Prozent 

des verfügten Normalbesatzes erreicht werden sol-

len, ist relativ einfach zu vollziehen.7 Wie bereits 

erwähnt, werden die Beiträge bei einer Überbe

stossung stark gekürzt oder ganz gestrichen; bei 

einer Unterbestossung werden sie der tatsäch-

lichen Bestossung angepasst. Die Kürzungen bei 

einer Unterbestossung sind weniger drastisch und 

sie werden auch nicht in jedem Fall strikt durchge-

setzt. Einerseits erhofft man sich dadurch, dass die 

betroffenen Alpverantwortlichen bei der Lösung 

der Bestossungsprobleme kooperieren, was bei un-

mittelbaren Beitragskürzungen erschwert würde. 

Die Vollzugsbeauftragten sind sich aber wohl auch 

bewusst, dass die Sömmerungsbeiträge nicht hoch 

genug sind, um den strukturbedingten Rückgang 

der Bestossung zu kompensieren. Eine strikte Sank-

tionierung der Unterbestossung kann deshalb das 

Problem fehlender Tiere nicht lösen, sondern könn-

te vielmehr die verbleibende Bewirtschaftung ge-

fährden und damit das Problem der Verbuschung 

und Wiederbewaldung weiter verschärfen.7

Der Grundsatz «Kooperation vor Sanktion» 

kommt auch bei den Bewirtschaftungsauflagen 

zur Anwendung. Diese Auflagen betreffen Tier-

haltung, Fütterung, Düngung, Weidepflege, Un-

terhalt der Infrastruktur und so weiter. Die Kont-

rollkoordinationsverordnung schreibt vor, dass pro 

Jahr mindestens jeder zwölfte Betrieb auf die Ein-

haltung dieser Auflagen kontrolliert werden muss, 

dies dann aber relativ umfassend (Foto 11.1). Das 

Vollzugsschema der SöBV sieht eine Toleranzgrenze 

vor, damit geringfügige Verstösse gegen die Aufla-

gen nicht direkt Sanktionen zur Folge haben. Diese 

Toleranz ist wohl darin begründet, dass einige Auf-

lagen beachtlichen Interpretationsspielraum auf-

weisen (zum Beispiel der geforderte Unterhalt der 

Alpinfrastruktur in «ordnungsgemässem Zustand») 

oder nur schwer kontrollierbar sind (beispielswei-

se, welche Alpweiden in welcher Zeit einwachsen. 

Es stehen nicht systematisch Luftbilder in den nö-

tigen Zeitabständen zur Verfügung und die Inter-

pretation der Bilder ist aufwändig). Das Spektrum 

möglicher Reaktionen der Vollzugsbeauftragten 

reicht von Beratung, wie die Probleme angegangen 

werden können, über die Verwarnung der Verant-

wortlichen mit Forderung nach einer Behebung der 

beanstandeten Punkte innert einer Frist bis zur Kür-

zung der Beiträge.7

Finanzielle Unterstützung der  
Alpinfrastruktur
Für die laufende Rechnung der Alpwirtschaftsbe-

triebe sind die Sömmerungsbeiträge die wichtigste 

agrarpolitische Förderung. Für die Investitionsrech-

nung hingegen sind die Investitionshilfen zentral, 

die in der Strukturverbesserungsverordnung (SVV) 

geregelt sind. Die SVV ermöglicht es Bund und 

Kantonen, À-fonds-perdu-Beiträge und zinsfreie 

Kredite für alp- und landwirtschaftliche Infrastruk-

turvorhaben zu gewähren (Foto 11.5). Je nach kan-

tonalen Prioritäten können Mittel der kantonalen 

Lotteriefonds für die Unterstützung alpwirtschaft-

licher Infrastrukturen hinzukommen. Angesichts 

dieser verschiedenen Unterstützungsinstrumente 

trägt die öffentliche Hand eine grosse Mitverant-

wortung für die Entwicklung der Alpinfrastruktur.2

Beiträge und Kredite für die alpwirtschaftli-

che Infrastruktur werden weitgehend unabhängig 
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von den tatsächlichen Baukosten als Pauschalen 

gewährt, um kostengünstige Projektvarianten zu 

fördern. Teurere Varianten sind möglich, wenn die 

Projektträger die Restfinanzierung über andere 

Mittel sicherstellen können. Einen Rechtsanspruch 

auf Beiträge gemäss SVV gibt es nicht. Somit wird 

bei jedem Gesuch separat geprüft, ob eine Förde-

rung aus Sicht der öffentlichen Hand sinnvoll ist. 

Den Kantonen bleibt es dabei überlassen, über die 

vom Bund vorgegebenen Minimalkriterien zur Bei-

trags- und Kreditvergabe hinaus Bestimmungen zu 

erlassen. Unter den AlpFUTUR-Fallstudienkantonen 

hat beispielsweise Obwalden eigene Untergrenzen 

für den Normalbesatz festgelegt und konzent-

riert seine finanzielle Unterstützung auf Ställe von 

Milchkuhalpen. Bei grösseren Projekten muss im 

Kanton Obwalden mit einer alpwirtschaftlichen 

Planung belegt werden, dass die Massnahme nötig 

ist. Obwalden will über die Zusammenlegung von 

Alpbetrieben und die Förderung der Zusammen-

arbeit eine Strukturverbesserung erreichen. Der 

Kanton Wallis wiederum unterstützt keine neuen 

Ställe oder Stallvergrösserungen mehr. Neubauten 

werden nur noch für die Unterbringung von Alp-

personal finanziell unterstützt, wobei die Beiträge 

für Alpen mit Milchproduktion höher sind als für 

solche ohne.

Wie viele À-fonds-perdu-Beiträge der Bund für 

das Sömmerungsgebiet zahlt, lässt sich nur grob 

schätzen, da die Bundesstatistik diese Beiträge nur 

für die Bergregion als Ganzes ausweist. Um eine 

solche Schätzung vorzunehmen, haben wir die 

flächenabhängigen À-fonds-perdu-Beiträge ge-

mäss dem Flächenanteil des Sömmerungsgebietes 

an der ganzen Bergregion berechnet und die be-

triebsabhängigen Beiträge gemäss dem Anteil an 

den Betriebszahlen addiert. So schätzen wir, dass 

die totalen À-fonds-perdu-Beiträge von Bund und 

11.5  Bau des neuen Alpstalls auf Achtelsaas, Alp Gental, Innertkirchen BE.
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Kantonen für das Sömmerungsgebiet im Jahr 2011 

26 Millionen Fr. ausmachten. Bewertet man die of-

fenen Investitionskredite im Umfang von rund 300 

Millionen Fr. mit einem Marktzins von 2,0 Prozent, 

resultiert eine Zinsersparnis von 6 Millionen Fr., die 

dem Sömmerungsgebiet jährlich zusätzlich zugute 

kommt.2

Die verschiedenen im Berggebiet tätigen Stif-

tungen können bei solchen Summen die Wei-

terentwicklung der Alpinfrastruktur nur ergän-

zend unterstützen. Die drei grössten Stiftungen 

– Schweizer Berghilfe, Coop Patenschaft und 

Schweizer Patenschaft für Berggemeinden – verge-

ben pro Jahr zusammen nicht ganz 3 Millionen Fr.2 

Sie bieten aber insbesondere für Projekte, die aus-

serhalb der staatlichen Förderkriterien liegen (weil 

etwa die Projektsumme zu tief oder der Betrieb zu 

klein ist), eine wichtige Mitfinanzierungsquelle. 

Weder die öffentliche Hand noch die Stiftungen 

unterstützen die Betriebskosten von Infrastruktu-

ren. Bei jedem Vorhaben, für das eine Unterstüt-

zung beantragt wird, müssen also Rentabilität und 

Abschreibungsmöglichkeit nach der Ausfinanzie-

rung gegeben sein.

Beiträge, Zinsersparnis und Stiftungsmittel 

summieren sich auf rund 35 Millionen Fr. pro Jahr, 

die angesichts der bisherigen Sömmerungsbeiträge 

im Umfang von 100 Millionen Fr. einen nicht zu un-

terschätzenden Einfluss auf die Zukunft der Kultur-

landschaft im Sömmerungsgebiet haben dürften.

Künftige Agrarpolitik

Grosse Verantwortung und 
Anpassungsbedarf
Über die SöBV und die SVV tragen Bundesver-

waltung und kantonale Fachstellen eine grosse 

Verantwortung für die Zukunft der Alpwirtschaft. 

Insgesamt hat sich die SöBV bewährt. Nicht überall 

allerdings erreicht sie ihr Ziel, die Bestossung der Al-

pen zwischen 75 Prozent und 110 Prozent des ver-

fügten Normalbesatzes zu halten. In den meisten 

Kantonen gibt es immer mehr Alpbetriebe, deren 

Auslastung sich der 75 Prozent-Schwelle nähert, sie 

aber noch nicht unterschreitet. Zwischen 2003 und 

2008 lagen 83 Prozent der Betriebe noch innerhalb 

der gewünschten Bandbreite (vgl. Grafik 2.4).7

Die heutige SöBV ist aufgrund ihrer Entste-

hungsgeschichte darauf ausgerichtet, Übernutzung 

zu vermeiden. Sie hat erreicht, dass nur selten der 

Tierbestand einer Alp den zulässigen Normalbesatz 

so weit überschreitet, dass die Sömmerungsbei-

träge ganz gestrichen werden. Allerdings hat die 

SöBV der Unter- aber auch der Übernutzung von 

einzelnen Weiden, die sich aufgrund lokal fehlen-

der Tiere oder durch eine unausgewogene Vertei-

lung des Alpviehs innerhalb einer Alp ergibt, nur 

wenig entgegenzusetzen.

Wenn eine Alp über mehrere Jahre mit weni-

ger als 75 Prozent des Normalbesatzes bestossen 

wurde, verpflichtet die SöBV den Kanton, den 

verfügten Normalbesatz herunterzusetzen. Diese 

Regelung gilt erst seit 2009 und ist bis dato wohl 

noch nie zur Anwendung gekommen. Eine Vor-

gabe, auf welchen Flächen die verbleibenden Tie-

re künftig geweidet werden sollen, wird bei einer 

Herabsetzung des Normalbesatzes nicht gemacht. 

Das kann dazu führen, dass wegen des verminder-

ten Tierbesatzes weitere Flächen einwachsen, ob-

wohl auf derselben Alp andere Weiden übernutzt 

werden, die in der Nähe der Gebäude liegen oder 

sonst gut erreichbar sind (vgl. Kapitel 4 und 9). Bei 

Erhöhungen des Normalbesatzes hingegen ist das 

Ausarbeiten eines Bewirtschaftungsplanes (Gra-

fik 11.6 a–c) bereits seit 2000 vorgeschrieben.

Erhöhungen der Sömmerungsbeiträge sind 

zwar generell eine effektive Massnahme, um die 

Fläche der genutzten Alpweiden auszudehnen und 

bislang tendenziell einwachsende Flächen wieder 

zu nutzen. Erhöhungen können allerdings dazu 

führen, dass die Kosten je gesömmertes Tier oder 

je Hektare Weidefläche steigen, weil zusätzliche 

Melkstellen oder Zäune und weitere Arbeitskräfte 

für die Wiederöffnung zuvor eingewachsener Flä-

chen und das Zäunen benötigt werden.9 Insgesamt 
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dürfte sich aber die Ausweitung wegen der er-

höhten Produktion trotz steigender Kosten in den 

meisten Fällen lohnen (vgl. Kapitel 6).11

Die über die SVV vergebenen Mittel werden 

oft nur bedingt effizient eingesetzt, weil bisher 

nur wenige Kantone regionale Alpplanungen vor-

schreiben. Oft fördern die Kantone in der Reihen-

folge der Gesuchseinreichung, statt in Regionen 

mit mehreren Alpbetrieben zuerst zu planen und 

gezielt dort zu investieren, wo es aus organisatori-
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11.6 a–c: Bewirtschaftungsplan der Alp Friessen, Nesslau-Krummenau SG.
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schen, betriebs- und volkswirtschaftlichen Gründen 

sinnvoll wäre. Dann kann es sein, dass benachbar-

te Betriebe nacheinander und separat unterstützt 

werden, obwohl eine Gesamtlösung besser gewe-

sen wäre. Regionale Alpplanungen zu verlangen, 

kann ein gangbarer Weg sein, wie das Beispiel des 

Kantons Obwalden zeigt. Diese Planungen müssen 

im Auftrag der Alpbesitzer durch spezialisierte Bü-

ros erstellt werden.

Weitere Ansatzpunkte für die Weiter-
entwicklung der Agrarpolitik
Auch wenn die Direktzahlungsverordnung und die 

SöBV mit der Agrarpolitik 2014–2017 angepasst 

werden, gibt es Punkte, wo eine Weiterentwick-

lung der Agrarpolitik auch noch ansetzen könnte 

oder sollte.

Das Normalbesatz-Konzept, das keine Ände-

rung erfährt, ist wegen der Zuchtentwicklung und 

der grossen Vielfalt gesömmerter Viehrassen teil-

weise überholt. Milchkühe mit sehr unterschied-

lichen Milchleistungen, die auch unterschiedlich 

viel fressen, sind alle mit dem selben Normalstoss-

Faktor bewertet. Auch bei den Mutterkühen und 

ihren Kälbern gibt es grosse Unterschiede zwischen 

den verschiedenen Rassen und Fleischproduktions-

systemen. Somit besteht die Gefahr, dass Milchkü-

he mit hoher Milchleistung Weiden übernutzen, 

während die Weiden auf einer anderen Alp mit an-

spruchsloseren Mutterkühen verbuschen, obwohl 

in beiden Fällen der Normalbesatz eingehalten ist. 

Um dem entgegenzuwirken, müssten die Bundes-

ämter die Normalstossfaktoren stärker nach einzel-

nen Tierkategorien, Rassen und Futterbedürfnissen 

differenzieren oder aber die Normalbesätze der 

einzelnen Alpen regelmässig neu verfügen und da-

bei die aktuelle Bestossungssituation und den Zu-

stand der Weiden berücksichtigen. Letzteres wäre 

allerdings mit deutlich höheren Verwaltungs- und 

Erhebungskosten verbunden. Alternativ könnte 

man die Normalstossfaktoren unverändert lassen, 

aber die Höhe der Beiträge pro Normalstoss stärker 

11.7  Mutterkühe mit ihren Kälbern auf der Alp de Mem, San Vittore GR.
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nach Tierkategorien differenzieren. Das wäre aber 

problematisch, weil sich das mit dem Ziel, Flächen 

offen zu halten, nicht begründen lässt, da die Alp

weiden mit verschiedenen Tierkategorien offen ge-

halten werden können. 

Wollen Bund und Kantone einzelne wertschöp-

fungsaktive Produktionsformen fördern, beispiels-

weise die Käseherstellung auf der Alp, können 

sie dies über die finanzielle Unterstützung der In-

frastruktur gezielt tun. Gleichzeitig können sie die 

Alpwirtschaft unterstützen, indem sie Hindernisse 

aus dem Weg schaffen. Das ist 2009 mit der Ver-

ordnung über die hygienische Milchverarbeitung in 

Sömmerungsbetrieben geschehen, die seit 1999 

geltende, an EU-Regelungen orientierte Bestim-

mungen (QS Alp) so anpasste, dass auch traditi-

onelle Sennerei-Einrichtungen den gesetzlichen 

Hygiene-Anforderungen genügen können. Wür-

den zu strenge Vorschriften bauliche Massnahmen 

nötig machen, könnte das im Sömmerungsgebiet 

deutlich schneller als im Tal zur Schliessung von 

Produktionsbetrieben führen, weil Neubauten und 

Renovationen auf der Alp nur während der Som-

mermonate abgeschrieben werden können.

Gemäss Landwirtschaftsgesetz sollen die Söm-

merungsbeiträge Schutz und Pflege der Landschaft 

sicherstellen. Für diesen Zweck ist es nur die zweit-

beste Lösung, die Beiträge mit der Zahl der Tiere 

zu koppeln. Verschiedene Probleme von Über- und 

Unternutzung liessen sich gezielter beheben, wenn 

die Beiträge wie in Österreich und in einigen itali-

enischen Regionen nach genutzter Sömmerungs-

weidefläche gewährt würden. Dazu fehlen aber, 

wie bereits erwähnt, die nötigen Kartendaten.

Ein letzter offener Punkt schliesslich ist die Fra-

ge, welche Tiere die Alpen bestossen sollen. Söm-

merungstiere sind knapp, weshalb künftig auch 

gezielt ein Augenmerk auf die Ganzjahresbetriebe 

gerichtet werden muss. Für sie ist der wichtigste 

Grund, Tiere auf die Alp zu geben, dass sie dadurch 

ihre Futterbasis erweitern können (vgl. Grafik 2.3). 

Das Wachstum der Ganzjahresbetriebe, ihre Um-

stellung auf extensivere Tierkategorien oder der 

Zukauf von Futter führen aber teilweise dazu, dass 

dieser Anreiz schwindet.12 Bei der Festlegung von 

Art und Umfang der agrarpolitischen Förderung 

der Talbetriebe sollten daher die möglichen Aus-

wirkungen auf die Sömmerungsbetriebe mitbe-

rücksichtigt werden.

Möglichkeiten und Grenzen der 
Agrarpolitik

Wie gut die Sömmerungsbetriebe ausgelastet sind, 

kann die Politik nur begrenzt beeinflussen. Auch 

die Art der Betriebe hat einen Einfluss auf deren 

Bestossungserfolg. Grössere Alpbetriebe beispiels-

weise erreichen den Normalbesatz tendenziell bes-

ser als kleinere. Die Bestossung der Milchkuhalpen 

liegt im Durchschnitt näher am Normalbesatz als 

bei Alpen, die mehrere Tierkategorien sömmern. 

Diese Mischalpen sind jedoch wiederum besser 

ausgelastet als Alpen, die sich auf Jungvieh oder 

Schafe spezialisiert haben. Statistische Auswertun-

gen zeigen, dass Betriebsausrichtung und Grösse 

der Sömmerungsbetriebe für die Auslastung in der 

Regel viel entscheidender sind als Unterschiede, die 

sich aus der Zugehörigkeit zu einem Kanton, einer 

Gemeinde oder einer anderen Verwaltungseinheit 

ergeben.7

Eine Differenzierung der Sömmerungsbeiträ-

ge nach Regionen scheint daher für die meisten 

Tierkategorien nicht angebracht. Bei den neuen 

Landschaftsqualitätsbeiträgen, wo die Agrarpolitik 

2014–2017 spezifische Anforderungen für ver-

schiedene Grossregionen vorsieht, kann dies hin-

gegen sinnvoll sein, weil gezielt spezifische Land-

schaftstypen erhalten und gefördert werden sollen 

– und diese sind häufig regionaltypisch.

Regionale Prioritäten spielen auch im Vollzug 

eine grosse Rolle. Die Agrarpolitik des Bundes 

schreibt für gewisse Instrumente eine kantonale 

Mitfinanzierung vor. Dadurch entlastet sich der 

Bund finanziell, muss aber in Kauf nehmen, dass 

die Kantone bei der Ausgestaltung stärker mitre-
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den oder dass die Instrumente mangels kantonaler 

Mittel nicht im gewünschten Ausmass eingesetzt 

werden. Mit anderen Worten: Die Agrarpolitik ist 

nur so gut wie ihr Vollzug. Sie muss daher bei der 

Festlegung ihrer Instrumente und Anforderungen 

darauf achten, dass diese mit angemessenem Auf-

wand vollzieh- und kontrollierbar sind und dass die 

Partner, die sie umsetzen und mitfinanzieren müs-

sen, sie auch politisch mittragen.

Dazu kommt erschwerend, dass man die aktu-

elle Situation und Entwicklung der Alpwirtschaft 

kennen muss, um Politikmassnahmen zu evaluie-

ren und zu verbessern. Deshalb setzte sich AlpFU-

TUR zum Ziel, Stand und Entwicklung der Alpwirt-

schaft zu analysieren. Das war aber nicht in allen 

Bereichen möglich, da es beim Alpkataster und 

bei der Statistik der Alpinfrastrukturbauten Lücken 

gibt (vgl. Kapitel 2 zum Alpwirtschaftlichen Infor-

mationssystem ALPIS).

Auch das Wertesystem der Verantwortlichen 

der Alp- und Ganzjahresbetriebe bestimmt die Ent-

wicklung des Sömmerungsgebietes mit. Zwei Be-

fragungen im Rahmen von AlpFUTUR zeigen deut-

lich, dass weder für Alpverantwortliche noch für 

Ganzjahresbetriebe allein die finanziellen Anreize 

der öffentlichen Hand entscheidend für die Alpung 

sind, sondern dass auch die Tradition beim Sömme-

rungsentscheid eine grosse Rolle spielt (vgl. Kapitel 

2).13 Auch Alpprodukte werden häufiger aus tradi-

tionellen denn aus rein wirtschaftlichen Gründen 

hergestellt (vgl. Kapitel 7).

Schliesslich muss die Agrarpolitik demokratisch 

legitimiert sein. Für die Zukunft der Alpwirtschaft 

ist daher entscheidend, ob die Gesellschaft die Alp

wirtschaft weiterhin als wichtig und förderungs-

würdig einschätzt.

Empfehlungen

Mut zur Planung: Alpkonzepte und 
Bewirtschaftungspläne
Wir empfehlen den kantonalen Landwirtschafts-

ämtern, die Zukunft der Alpwirtschaft aktiv mitzu-

gestalten und die ihnen zur Verfügung stehenden 

finanziellen Mittel nicht nach dem Giesskannen-

prinzip, sondern nach klar gesetzten Prioritäten zu 

verteilen. Sie sollen für die Gewährung von Investi-

tionshilfen von den Alpverantwortlichen regionale 

oder kommunale Alpkonzepte verlangen. Solche 

Konzepte berücksichtigen die Auswirkungen des 

Agrarstrukturwandels auf die Alpwirtschaft und 

die regionalen Potenziale. Alpkonzepte geben den 

Bewirtschaftenden und den Behörden einen Über-

blick darüber, wo sich Investitionen in Gebäude 

oder Transportinfrastruktur langfristig lohnen und 

wo die Nutzung der Alpen nicht mehr gefördert 

werden sollte.

Zudem sollen die kantonalen Landwirtschafts-

ämter Alpen, für die wegen fehlender Tiere und 

Problemen der Unternutzung eine Herabsetzung 

des Normalbesatzes verfügt wird, verpflichten, Be-

wirtschaftungspläne zu erarbeiten. In diesen legen 

unabhängige Fachleute zusammen mit den Alpver-

antwortlichen fest, welche Flächen der Alp mit wel-

cher Priorität offengehalten oder nicht aufgegeben 

werden sollen.

Die Schwächen des Normalstoss- 
Konzeptes beheben
Die SöBV hat sich weitgehend bewährt. Das Bun-

desamt für Landwirtschaft sollte jedoch die Nor-

malstoss-Faktoren stärker nach einzelnen Tierka-

tegorien, Rassen und deren Futterbedürfnissen 

differenzieren. Alternativ könnten die kantonalen 

Landwirtschaftsämter verpflichtet werden, die Nor-

malbesätze der einzelnen Alpen regelmässig neu 

zu verfügen und dabei die aktuelle Bestossungs

situation und den Zustand der Weiden zu berück-

sichtigen. Diese Alternative wäre allerdings mit 

deutlich höheren Kosten verbunden.
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Gezielte Förderung statt  
Regionalisierung
Für die regelmässig diskutierte regionale Abstufung 

der Sömmerungsbeiträge gibt es keine wissen-

schaftliche Grundlage. Sollen bestimmte Weide-

typen gefördert werden, müssen dafür spezifische 

Instrumente geschaffen werden. Für einzelne be-

sonders wertvolle Biotope bietet sich weiterhin der 

Vertragsnaturschutz an.

Technische Grundlagen für  
Verbesserungen schaffen
Hätte die Agrarpolitik bessere Daten zum Sömme-

rungsgebiet, könnte sie ihre Instrumente systema-

tischer evaluieren und optimieren. Wir empfehlen 

darum dem Bundesamt für Landwirtschaft, das 

Alpwirtschaftliche Informationssystem ALPIS (vgl. 

Kapitel 2) umzusetzen, die flächenmässige Ab-

grenzung der Alpweiden in einem Geografischen 

Informationssystem in Kombination mit der re-

gelmässigen Erstellung von Luftbildern und deren 

Interpretation anzugehen und die Sömmerungs-

beiträge auf der Basis der Daten der Tierverkehrs-

datenbank auszuzahlen.
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